
RECHTSGEBIET

42 | Anzeige

Die angespannte sicherheitspolitische Lage zwingt 

Deutschland dazu, seine Verteidigungsfähigkeit nach-

haltig zu verbessern. Die Bundeswehr braucht einen ra-

schen Fähigkeitenzuwachs, um den Herausforderungen 

der Zukunft gewachsen zu sein. Dafür hat der Bund das 

in Art. 87a Abs. 1a GG verankerte Sondervermögen  

Bundeswehr von 100 Mrd. € gescha�en und weitere  

35 Mrd. € für die Weltraumsicherheit bereitgestellt. 

Jüngsten Presseberichten zufolge seien die 100 Mrd. € 

bereits verplant. Doch bestehen überhaupt die rechtli-

chen Rahmenbedingungen, um schnell zu investieren?

VERGABERECHTLICHE BESCHLEUNIGUNG BEI 

BESCHAFFUNGSVORHABEN

Eines der Kernthemen ist das Vergaberecht. Die aufgeru-

fenen Milliardenbeträge gibt die Bundeswehr über das 

Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und 

Nutzung der Bundeswehr (BAAINBw) aus. Ob sie ein-

kauft oder baut – sie unterliegt stets der P�icht zur Aus-

schreibung. Um hier eine Beschleunigung zu erreichen, 

ist Anfang 2026 das Bundeswehrbescha�ungsbeschleu-

nigungsgesetz (BwBBG) in Kraft getreten. Es soll Beschaf-

fungsprozesse schneller und e�zienter machen. Aller-

dings halten sich die Erleichterungen in Grenzen: Das 

BwBBG enthält viele Klarstellungen, mit naturgemäß be-

grenzter Wirkung. Der Verzicht auf die Losvergabe bringt 

am ehesten bei Bauvergaben Vorteile. Die eigentliche 

Beschleunigung dürfte durch eine neue gesetzliche Ver-

mutung eintreten: Besondere Verteidigungs- und Sicher-

heitsinteressen überwiegen danach in der Regel, wenn 

ein unmittelbarer Zusammenhang mit der Stärkung der 

Einsatzfähigkeit besteht. Dann kann die Zuschlagsertei-

lung bereits nach der Vergabekammerinstanz erfolgen. 

Die Regelung liegt allerdings wegen Bedenken gegen 

die Verkürzung des Rechtsschutzes bereits beim Bundes-

verfassungsgericht.

Wie so oft liegt das Problem weniger in der Gesetzes-

lage als in der Umsetzung. Die Bescha�ungsdauer resul-

tiert häu�g aus der langwierigen Erstellung der Leis-

tungsbeschreibung. In der Vergangenheit gab es viele 

Sonderwünsche, die aufwendig zu beschreiben waren 

und zeitintensive Entwicklungsarbeit auslösten. Deshalb 

ermutigt das BwBBG dazu, verstärkt marktverfügbare 

Leistungen zu bescha�en, und verp�ichtet zur Markter-

kundung. Wird dennoch eine nicht marktverfügbare 

Leistung bescha�t, muss eine Wirtschaftlichkeitsunter-

suchung den Zusatznutzen konkret darlegen. Dieser  

Tatsächliche Beschleunigung tut not 
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Comply-or-Explain-Ansatz soll Sonderwünsche eindäm-

men. Zusammen mit der Standardisierung von Beschaf-

fungsmaßnahmen sowie der Nutzung von Rahmenver-

einbarungen und Optionsverträgen kann so eine echte 

Beschleunigung erreicht werden – ohne weitere Geset-

zesänderungen.

BAU- UND UMWELTRECHTLICHE BESCHLEUNIGUNG 

BEI PRODUKTIONS- UND INFRASTRUKTURPROJEKTEN

Auch die komplexen Planungs- und Genehmigungsver-

fahren bedürfen einer „Zeitenwende“. Erste Reformen 

sind erkennbar: Seit Oktober 2025 gibt es im Baupla-

nungsrecht Privilegierungen für Vorhaben der Landes- 

und Bündnisverteidigung sowie der Rüstungsindustrie. 

Für Projekte der Industrie gelten sie allerdings nur, wenn 

diese der Versorgungssicherheit der Bundeswehr die-

nen, nicht aber dem Bedarf befreundeter Streitkräfte. 

Bei Wegfall der Privilegierung droht eine Rückbaup�icht. 

Das greift zu kurz: Nur wenige Unternehmen dürften 

ausschließlich für die Bundeswehr neue Produktions-

standorte aufbauen. Dennoch lässt sich eine Beschleuni-

gung erzielen, wenn parallel ein Bebauungsplanverfah-

ren Baurecht für exportorientierte Produktionsvorhaben 

sichert.

Im Umweltrecht soll das Infrastruktur-Zukunftsge-

setz ebenfalls Erleichterungen für Verteidigungsvorha-

ben bringen, etwa Ausnahmen von der Umweltprüfung. 

Damit will der Gesetzgeber verhindern, dass sensible In-

formationen über die Ö�entlichkeitsbeteiligung zugäng-

lich werden. Einige Regelungen lassen aber bereits 

heute rechtliche Folgeprobleme erkennen (etwa bei der 

ersatzweisen Ö�entlichkeitsinformation). Nachbesserun-

gen im parlamentarischen Verfahren sind zu erwarten.

Die Achillesferse der geplanten Vereinfachungen ist 

das Europarecht. Die nationalen Maßnahmen stützen 

sich im Wesentlichen auf eine unverbindliche Mitteilung 

der EU-Kommission aus 2019 zur Auslegung umwelt-

rechtlicher Unionsrechtsakte. Um Überraschungen vor 

Gericht zu vermeiden, wäre eine Änderung der einschlä-

gigen Richtlinien (z.B. zur UVP) geboten. Der Entwurf des 

Defence Readiness Omnibus enthält dazu bisher wenig 

Konkretes. Zusätzliche Beschleunigung könnte eine Ver-

einfachung des Artenschutzes bringen, wie sie im Ener-

giebereich bereits greift.

Im Ergebnis bestehen die rechtlichen Rahmen-

bedingungen für schnelle Investitionen in die Ver-

teidigungsfähigkeit erst in Ansätzen. Das BwBBG, 

bauplanungsrechtliche Privilegierungen sowie umwelt-

rechtliche Erleichterungen sind wichtige erste Schritte, 

greifen aber zu kurz. Echte Beschleunigung erfordert 

europarechtliche Absicherung, praxistauglichere nati-

onale Regelungen und vor allem eine konsequentere 

Umsetzung. Deutschland ist damit auf dem Weg, aber 

noch nicht am Ziel.
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